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WIENER LANDTAG
Sitzung vom25 .Februar1931

Präsident Dr .Danneberg eröffnet um 16 Uhr 30 die Sitzung . Eswird

sofort in die Tagesordnung eingegangen .
Stadtrat Breitner leitete die Beratungen des Landtages über die

im Zusammenhangmit der Abgabenteilungstehenden Gesetzesentwürfe ,vorallem
über die Neuregelung der Nahrungs -dder Genussmittelabgabe ,mit einer Dar - ¬
legung der finanziellen Auswirkungender Abgabenteilungauf das Budgetder
Stadt Wienein .

DerAnteilWiensandenindirektenSteuern ,anderWarenumsatz-¬
steuer und an den Alkoholsteuern ,der bisher fast 17 Prozent ausgemacht
hat ,sinkt auf den einfachen Bevölkerungsschlüsselvon 2855Prozont .Wien

als Gemeindewirdalsoschlechterdaranseinals alle ührigengrossenGe¬
meinden in Oesterreich .Dies bedeutet einen Entgang an Einnahmen von17 ' 28

e

MillionenSchillingimJahr .Beider KörperschaftssteuerwurdedieSitzquo¬
te von ' 2Prozentauf 4 Prozenterhöhtundbei der Bekenntniseinkommen¬
steuer als Neuerungeine Sitzquotevon8 Prozentzugunstender anderenLän¬
dereingeführt .DasbedeutetgegenüberdembishergeftendenZustandfür
WieneineVerschlechterungum2,570. 000Schilling.UnterdamTitel ,dass
WieninfolgedeskleinerenGebictesseineVerwaltungbilligerführenkönne,
müssen16 ' 5ProzentderLandesertragsanteiledenandorenBundesländernab-¬
getretenwerden .Essinddiesrund9 MillionenSchilling .FernermussWien
nachwievorals sogenanntenHärteausgleichdieBierstouervon ' 80Schilling
für den Hektoliter an die Länder nicht nur mit demwirklichenErgebnis21abführen ,sondernnochdenErtragmit ' 5MillionenSchillingunbedingt
verbürgen .DerRückgangdesBierkonsumshat dazugoführt ,dassimJahre1930
nur6 ,136. 000Schillingeingenommenwordensind ,sodassausdenWienerSteu-¬
ernnoch364. 000Schillinghinzugefügtwordenmussten.DienouoBelastung
WiensgegenüberdemZustandbiszum31 .Dezember1930machtrund28,870. 000
Schilling aus .DerFinanzausgleichwurdebis zum31 .Dczember1935goschlos .
sen ,sodassWien ,falls diezuteilendenBundessteuernin derHöhounver¬

Lär¬ändertbleiben,einenVerlustven144' 5MillionenSchillingerleidet.
Demgegenüberist vereinbartworden,dassdieGemeindeWienaus

derBundeswohnbauaktion. 000Wohnungenzugebilligterhält.Angesichtsder
Tatsache,dass80PrezentdesErtragesderZinsgroschensteuerausWien
fliessen ,wäreauch ohneAbgabenteilungeine weitaus grössereBerücksichti¬
gungWiensunbedingtgebetengewesen.Esbedurfteerst desDruckesderAbga-¬
bonteilung,umdieBundesregierungzudiesemZugeständniszubringen .Diesor-¬
möglichtes immerhin ,ohnedass die Anzahlder zu crrichtendenstädtischen
Wohnungeneine Verringerung erfährt ,ein Budgetersparnis von rund 30Millio - ¬

nenSchilling .Esdarfjedechnichtüberschenwerden,dassderGomeindeda¬
durchsohrbedeutendeVorpflichtungenfürdieVerzinsungundTilgungder
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aufzunchmendenHypothckenerwachsen ,die im Budget der nächsten 20Jahre
mit durchschnittlich 1,700 . 000Schilling und durch noch weitere zehnJahre
mit ungefähr 700 . 000Schilling jährlich erscheinenwerden .

Bei den Abmachungenüber die Abgabenteilung wurde ferner festgeleg
dassWiendie Möglichkeit ,gebotenwird ,die durchdenSpruchdesVerfassungs-¬
gerichtshofes eingeengte Nahrungs -oder Genussmittelabgabe aufbreitere .
Grundlage einzuheben .Gegenüber dem Budgetansatz für 1931 von bloss ' 6Mil - ¬

lionen Schilling können Mehreinnahmen von 7 Millionen Schilling aus dieser

Abgabeerzielt werden .Allerdings ist diese Berochtigung ,so wie diesbei
der Biersteuerder Fall war ,mit einer Belastungder WienerBevölkerungver-¬

bunden .
Die30MillienenSchillingausderWohhbauförderungunddie35

ecikreMillionenSchillingals Mehrertragder Nahrungs -oderGenussmittelabgabe
in dennächstén5 Jahrengebenzusammen65Millionen ,währendderVerlust
Wiens ,wie dargelegt ,144 ' 5Millionen Schilling ausmacht .Es verbleibt also
nech ein Fehlbetrag von80 MillionenSchilling eder je 16 MillionenSchil¬
ling für die Verwaltungsjahrevom1 .Jänner1931bis zum31 .Dezember1935 ,
wonunech 815 Millionen Schilling für die Verzinsung und Tilgung derHypo- ¬
theken der 2000 Wohnungen bis Ende 1935 hinzuzurechnen sind .Um nahezu 18

Millionen Schilling also werden die nächsten Budgets aus dem Titel der Ab¬

gabenteilung sich schlechter gestalten .Das allein ist schon ein Betragaus¬
domBudgutsnantzfür 1931vonbloes 316Mil- ¬serordentlicherArt .

GewissdürfendieweiterenVorteile ,diedieAbgabenteilungWien
gebracht hat ,niht ausseracht gelassen und unterschätzt werden .Siedrücken

sichabernichtin einerVermehrung ,sondernnurin derSicherungderbe¬
stehenden Einnahmen aus .Einzelne Abgaben ,die infolge der später geschaffe - ¬

nenWarenumsatzsteuernunals gleichartig angefochtenwerdenkönnen ,sollen
den notwendigenbundesgesetzlichenSchutz erhalten .Dasist zunächstdie
Nhrungs -eder Genussmittelabgabeselbst ,ferner die Enseratenabgabe ,wäh¬
rend bei der Fremdenzimmerabgabedurch entsprechendeAnpassungdienotwon¬
dige Vorsorgegetroffen wird .ImZusammenhangdamit werdenaber auchalle
jeneErmässigungen ,die bis zum31 .Dezember1930in Kiawaren ,bisEnde
1935 verlängert .Diese Einnahmenreserve ,die darin immerhin für die Steuer - ¬
verwaltungbestandenhat ,kommtalso in Wegfall .Vom1 .Maianverschwindet
auch die zweifellos einer starken Entwicklungfähig geweseneWienerKraft¬
wagenabgabe.AufirgendwelcheneuenEinnahmsquellenkannselbstverständlich
nicht gerechnetwerdenunddie VerwaltungmussimRahmender heutegegebenen
EinnahmemöglkchkeitenihreWirtschafteinriehtenundführen .Diesgibtden
Anlass ,die FinanzlageWieneoffen undklardarzulegen .

Nahezualle öffentlichenVerwaltungenderWeltmachenjetzteine
Krisedurch .Eskanndiesauchnichtanderssein .DiePrivatwirtschaftist
in schwereNotgeraten ,unddasmussganznaturgemässeineRückwirkungauf
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die öffentliche Vorwaltungausüben .Erhöhte Ansprüchean dieöffentlichen
Verwaltungenin allen erdenkbarenFormentreffen mit einer Minderungder
Einnahmen zusammen und schaffon so überaus schwierige ,vielfach gar nicht

zu bewältigendeVerhältnissc .ZugleicherZeit wirddanndas Schlagwortvon
der Steuersenkungausgegeben ,obwohles offensichtlich ist ,dass die öffent - ¬
lichen Verwaltungen dazu ganz ausserstande sind ,ja geradezu Steuororhöhunger

brauchen .Es hat sich auch gezeigt ,dass beispiolsweise in Deutschland an

Stelle der im Vorjahr in grosser Aufmachung angekündigten Steuersenkungen

ganz gewaltige Steucrerhöhungen von Reich ,Ländern und Gemeindevorgenommen
werden sind .Seitdem man in Oesterreich von Steuersenkung spricht ,wardas
Ergobnis bloss eine Vervielfachung der Zuckersteuer und eine sehr ompfind¬

liche Mehrbelastung der Wirtschaft durch die Benzinsteuer .Die Woltkrise ist

ganz und gar nicht durch dio steuerliche Ueberbelasnung hervorgerufen wor¬

den ,das zeigen ja am allordeutlichsten die Vereinigten Staaten .Indiesem
reichsten Lande der Erde kann man von einem Steuerdruck wahrhaftig nicht

sprechen .Trotzdem ist ein förmlicher Zusammenbruchdos früher sostelten

Wirtschaftsgebäudes erfolgt .Nicht die Steuern also sind es ,die die Krise
in der Wolthervorgerufenhaben .Es ist gerade umgekehrt ,dass durchdie
aus einer Reihe vielfältiger ,aber anders gearteter Gründe entstendenen schw

ren Störungendes Wirtschaftslebensnunauchdie öffentliche Verweltungin
Unordnungbringen .

Selhst in den schlechtesten Zeiten der Inflation hat das Budget

Wiensstets aktiv abgeschlossen .Fürdas Verwaltungsjahr1930wirddieszum
erstenmalnicht mehrzutreffen .DerendgültigeAbschlussliegt wohlnech
nicht vor ,ich kann aber jetzt schon die ungefähron Ziffern bekanntgeben ,
die keiner nennenswertenVeränderungmehrunterliegen worden .Dasvergange¬
noJahrweisteinenFohlbetragvonrund16 ' 5MillionenSchillingauf .Dabei
ist aber besonders hervorzuheben ,dass nicht otwa um diesen Betrag mehrBau¬
ten ,mehrInvestitionen gemachtwordensind .Das hätte ja dann keinenbe¬
unruhngenden Charakter .Es ist das Gegenteil der Fall .Dieser Fehlbetrag
erscheintvielmehr ,obwohldasInvestitionsprogrammgegenüberdemVoranschla
einc Verminderungum5 Millionen Schilling erfahren hat ,weil einzelne Pro¬
jekteaustechnischenGründenimJahre1930nichtausgeführtwerdenkonnten.
Infolge - dessenist das Defizit nicht 1615 Millionen ,sendern in Wahrheit

rund21 ' 5MillionenSchilling.EssindebenjenegrossenMehreinnahmen,die
in früheren Jahren bei den Abgabenertragsanteilen und bei denGemeindoabga - ¬
ben zu verzeichnen waren ,nurmehr in einem viel geringeren Masseingetreten .
Würdealso die Verwaltungfortgesetzt im Rahmender GebarungdosJahros
1930geführtwerden ,so wäreauchfortdauerndmit einemsolchenAbgangzu

rechnen .
NunkommtabernachdieAbgabenteilungdazu.Hättesieschonim
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Jahre1930ihre Wirkunggeübt ,so wärenicht ein Defizit von21 ' 5Millionen
Schilling ,sondern ein um 18 Millionen Schilling höheres Defizit ont - ¬

standen ,also rund 10 Millionen Schilling .Dabei wachsenaber dieGemeinde- ¬
ausgabenau manchenLinien ,in erster Linie beimPersonalaufwand ,undzwar
automatisch und zwangsläufig !Dazukommtaber nun noch ein Drittes undBe¬
drohlichstes . Esist dies die Tatsache ,dass der Ertrag der wichtigstenGe¬
meindeabgabe ,der Fürsorgeabgabe ,auffallend zurückgeht .DieFürsorgeabgabe
hat imJänner19298,130 . 000Schilling ,imJänner19308,647 . 000Schilling
gebracht .Im Jänner dieses Jahres waren es aber nur 7,416 . 000Schilling .
Schondie letzten Monate1930warenimVergleichzu 1929schwächer .DasMin¬
derergebnis von 1,230 . 000Schilling für einen einzigen Monatbedeutet einen
Rückgang um mehr als 15 Prozent .Die Erklärung nur teilweise in der ge - ¬

stiegenen Arbeitslosigkeit .Die weit grössere Quote des Fehlbetrages wurde

offenbar durch die in gewaltigemUmfangherrschendeKurzarbeit unddensich
stetig vollzichenden Lohnabbauverursacht .Auf das ganzo Jahr gerechnot ,bo¬
deutetdeseinenEntgangvonvielenMillionon .Aberauchdie meistenanderen
Gemeindeabgabonweisen im heurigen Jänner vorglichen mit demJänner1930

Mindereinnahmenauf .Sodie Wohnbausteuor,vosich Leerstehungenvonganzen
Fabriken ,die ZerlegungvongrossenWohnungenin kleinere häufen ;ferner
die Fremdenzimmerabgabe ,die Biersteuer ,die Anzeigen -und die Ankündigungs- ¬

abgabe ,die Wertzuwachsabgabe,bei welchletzterer anscheinenddas Erlöschen
dorWohnbauaktiondesBundesaufdieGrundkäufeungünstigeinwirkt.

Alles in allem also ein überaus unerfreuliches ,trauriges Bild .
DemvereinigtenAnstunmderLänderist es gelungen ,Wienin seinenEinnah-¬
menausserordentlich herunterzudrücken .Die Wirtschaftskrise fügt dasweite - ¬
re hinzu .UnterdiesenUmständenist esAwevg,raschundenergischMass-¬
nahmenzutroffen .Deroft empfohleneAusweg,einfachSchuldenzumachen,
ist nichtgangbar .DasSchiekaalderdeutschenStädte ,vondenensehrviele ,
undgerade die grossen undgrössten mit Berlin an der Spitze ,sich inun¬
geheueren Schwierigkeiten befinden und infolgedessen vielfach sogardas
Rechtder Selbstverwaltungverlorenhaben ,sollte gegenüberallenderartigen
Versuchungendie eindringslichste Mahnungsein .Bei sinkendenEinnahmen
gibt es nur eine einzige Form der Rettung und das ist die Herabdrückung
der Ausgaben .Schon bei der Aufstellung des Moranschlages für 1931 war

dasBestrebendahingerichtet ,diesonstvonJahrzuJahrsichvollzichen¬
de Ausgabensteigerungeinzudämmen.Es ist dies zwarnicht vollständig ,aber
bis auf wenigerals eineinhalbProzentgelungen .Angesichtsdergeschilder¬
ten Verhältnisse und der magerenJahre ,denen wir entgegengehen ,ist damit
das Auslangennicht zu finden .Die Ausgabenwerdenvielmehr in sehrstarker
Weiseherabgesetztwerdenmüssen .Eskanngewissgesagtwerden ,dassdie
Gemeindeverwaltung sich schon bisher immer bemüht hat ,mit denSteuergel¬
dern sparsamumzugehen .AufdemGebicteder Porsonalkostensei aufdie
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seit 1919bestehendeAnstellungssperreverwiesen .Nurin dendringendsten
Fällenunddort ist davonabgegangenworden ,wodasEntstchenganznouer
Aufgeben,wieetwain weitemMassaufdemGebictedesWohlfahrtswesens,
diesunerlässgemachthat .Einschne .adeErsparungendurchwosentliche
Verminderungder unter allerlei Titel bestehendenNebengebühren,dieim
Budgetmit 10 MillionenSchilling erscheinen ,werdenunerlässlichsein .

Mechanisierungenverschiedenster Natur ,so otwa bei derStrassen¬
säuberung ,die scht weitgehendeEinführungvonBüromaschinen ,die soit Jah- ¬
ren beste hende Beheizungs -und Belouchtungskontrolle seien nur als wenige

Beispieleerwähnt .Dasgenügtabernicht .Eswirdvielmehrin einembisher
nichtgekanntenUmfangeanallen EckenundEndengespartwerdenmüssen ,um
dasGleichgewichtherzustellen .IchkannkeinenanderenAusdruckfinden,
als dass geradezu eine Sparwut platzgreifen muss .Das bezicht sich aufGros¬

sesuneKleinesundKleinstes .Ichrichtehiemitin deröffentlichenSit-¬
zungdesLandtagesanalle zehntausendeGemeindeangestellte ,welcherKatego¬
rie immer ,die oindringlichste Aufforderung ,der Gemeindeverwaltungbei die - ¬
ser Spartätigkeit imeigenstenInteresse des Personalsbehilflich zusein .
Obes sichdaheiumein orspartesBlattPapier ,umeincüberflüssigbronnon¬
do elcktrische Lampehandelt ,umDinge ,die manimAlltag violloichtsonst
garnichtbeachtenmag ,allesist unterdenjetzigenVerhältnissenvondor
grösstenWichtigkeit .In der Vertausendfachungsolcher kleinerErsparnisse
liegtvielleichtdieMöglichkeit,weitaushärtereEingriffehintanzuhal¬
ten .Aberauchdie Bevölkerungmusssich darüberimKlarensein ,dassbei
solchenVerkürzungenausder Abgabenteilung,dassbei rückgängigenStouor-¬
einnahmendie Lestungeneingeschränktwerdenmüssen .Es ist einfachdas
Goldfür grössere Leistungennicht vorhanden .Dasist von allenGebieten
der Gomeindetätigkeitzu sagen ,gleichviel ob es sich nunumdenWunsch
nachSubventionen ,nachStrassenherstellungen ,umdas Schul -oderFürsor-¬
gewesenundsonstige Zweigeder Gemeindearkithandelt .Ueberall wirdman
eine jeden einzelnen Schilling dreimal umdrehende Sparsamkeit walten las¬

sonmüssen .Dasist die einzigeMöglichkeit ,dieseschwereZeitüberhaupt
zuübenwinden .
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St . . Breitnerbespricht sodann die Novellierung derNahrungs¬
odorGenussmittelabgabe .Er weist daraufhin ,dass unter denviclenumstrif-¬
tenen Gemeindesteuerndie Nhhrungs -oder Genussmittelabgabedieangefchtens-¬
te Steuerwar ,vielleichtdeshalb ,weilmierderVersuchunternommenwurde,
nicht auf einem mehhhnischemWege ,sondern durch eine wirklich freie Bo¬
urteilungdasRichtigeder Belastungfür einenSteuerzweigzu finden .Man
hat das freie Ermessenstets nurals einenAusflussvonWillkür ,SadismusParteilichkeit

und » . 5hingestellt .und es ist vielleicht eine gewisse Genug¬

tuung ,Aa . zin denletzten Wochen,damandarangegangenist ,dasfreic
ErmesendurcheinestarreMechanikderZiffernzuersetzen,sichdieStimmen
undzwarauchzuddembürgerlichenLagermehren ,dass dieses freieErmesson
doch eigentlich nicht das Allerschlechteste gewesen ist .St . . Breitnerski¬
ziert sodanndie einzelnen Bestimmungendos GesctzosBisher warendieexle - ¬
ge Betriebe alle gleichwässig einer 15prozentigen Abgabeunterworfen .Die
Prozentbercchnungist aber in 1o0 erfolgt und im Jahre 1930 wurdeüberdies
eije Begünstigung von 20 Prozent gewährt ,sodass die höchst eingereihten
Betricbe in Wirklichkeit bles 1o ' hProzent als Abgabegezahlt haben .Dieser
Satz wird auf 1o Prozent heruntergesetzt . Eswerden aber neue Kategorienge - ¬

schaffen .Sowerdendie KonzertkaffechäuserundKonzertrestaurantsnureiner
Abgabevon9 Prozentuntorliegen ,die Buschenschenkenwordenaus denoxlege
Botriebenausgeschieden.NeueingereihtalslOprozentigeBetriebewurdendie
AutomatenbuffetsmitRücksichtdarauf ,dassdieseBetrichenureinverhält-¬
nismässig kleines Lokal benützen und dass sie an Bedienungspersonalersparen .
St. . Breitnerverweistsodanndarauf ,dasssichausderTatsacho ,dassder
Ertrag der Stuuer mit einer fix n Ziffer begrenzt ist ,eigentlich dieUnin¬
teressiertheit ds Magistrates an der Gestaltung der Skala ergebe .Immerhin
ist die Skalaso aufgebautworden ,dass die KleinenundKleinstengeschont
werden .Etwa80 Prozent der Zuckerwarenverschleisser .50 Prozent derZucker¬da
bäcker und ein gutes Drittel :Gast -und Kaffechäuser bleiben von derAb¬
gabe frei .Die Skala herzustellen war überaus schwierig .DasBercchnungsmate¬
rial hat die Bundesregierungauf Grundder Warenumsatzsteuerbeigestellt
unddas Finanzministoriumhat bei seinen Berechnungonkeine Reservefüreinen
Konsumrückganggemasht ,obwohlangesichtsder Wirtschaftskriseüberall
starke Konsumrückgängezu verzeichnensind . Eswäre" "schrbedauerlich ,
wennNachzahlungengeleistet werden müssten .Mit der Novellierung ist das
eine erreicht worden ,dass der Stein des Anstosses ,dasmagistratische
Ermessenbeseitigt wurde ,an seine Stelle tritt eine harte und starre Mecha¬
nik der Zahlen und es wird sich zeigen ,ob dd :der bessere Weggegan¬
gen wird .St . RBreitner ersucht ,der Vorlage zuzustimmen( LebhafterBeifall
bei der Mehrheit . )
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Eswirddie GoneraldebatteundSpezialdebatteüberdieNovelle
zumNahrungs -oder Genussmittelabgabegesetzunter Einemabgeführt .

Sbg . Kunschak( . . )stellt fest ,dass die Minderheit seit Jahron

imLandtagundGomeinderatbei jedersichbietendenGelegenheitderAnsicht
Ausdruckgegebenhat ,dassdieNahrungs.oderGenussmittelabgabeeineder
odiosesten Abgabenist ,und immerwieder den Standpunktvertreten ,dasssie
nur in ganzexszeptionellenFällen ,woossich wirklich umdieBestcuerung
eines Luxus ,einen nicht alltäglichen Bedürfnisscs ,wie in den Nachtlokalen

und Bars handelt ,noch einen Sinn hätte . Inallen übrigen Fällen erssheint

sie uns als ganz unannehmbar ,und es wäre auch das vernünftigste gewesen ,

dieseSteuorüberhauptzubeseitigen .Auchbei derneuenKonstruktionbleiben
nochsehr weite Möglichkeitenoffen ,die Steuer zu einer sehrschikanösen
zugestalten( Beifallbei der . . ) .DennwonnauchdasKriteriumdesUmsatzes
massgebendist,kannimGesetznichtfostgestellt werdon,wasderUmsatzdos
einzelnen Unternchmers ist . Esmuss also in jedem einzelnen Fall derUmsatz
erst festgestellt werden ,und da er variabel ist ,wird manentwederdenAngabe
der Steuerpflichtigen Glaubenschenkenmüssen ,oder aber monatlichkpntrol¬
lieren ,ob die Angabendes Steuerpflichtigen zutroffon .Die Steuerwirken
aberauchdeshalbunangenchm ,weilsie trotz allerBeschönigungsversuche
undKonstruktionskunststückedocheine Zusatzabgabezur Warenumsatzsteueris
oder genauer gesagt ,die Bundeswarenumsatzsteuernur als Zusatzabgabezur
städtischenN,hrungs -oder Genussmittelabgabewirdempfundenwerdenkönnen.
Dassunsheutedie Nahrungs -der Genussmittelabgabebeschäftigt ,ist zum
grossen Teil darauf zurückzuführen ,dass zwischendersozialdemekratischen
ParteiundderRegierung,bezw.demanderenParteiendesNationalratesgo¬
legentlichderAbgabenteilungeinPaktzustandegekommenist ' einenBestand¬
teil dieses Paktes bildet auch die Nahrungs -oder Genussmittelabgabe .Wir

im Landtag sind an demPakt in keiner Weisegebunden,weilwir keineTeil - ¬
haber an diesem Pakte sind . Eshat uns niemandgefragt wir waren nicht den
Berhandlungenbeigezogen ,weshalbmanuns nicht zumutenkann ,uns anden
Paktgebundenzu erachten .Wirhabenvollständigfreie Hand. Eslmegtein
Pkktvor ,wirnehmendieszurKenntnis ,ziehenaberdarausdieSchluss¬
folgerungen,vondenenwirglaubem,saevertretenzukönnen .DerPaktistin
seinenwesentlichstenPunktenkeinVerpflichtungspakt,dasGesetzüberdie
Nahrungs -oder Genussmittelabgabezu machen ,da es im ersten Absatz desPak¬
tes ,der mit der Regierung geschlossen wordenist ,lautet : AufVerlangender

GemeindeWienkanndas geltende Gesetzdurchein neuesersetzt werden.
Die GemeindeWienkann das Gesetz in der Form ,wie es vom . Jänrer1931an

bestandenhat ,beibehalten,dieGemeindekannauch ,wennsie will ,dasGesetz
durchein anderes ersetzen .Die Gemeindeist aber nicht verpflichtet ,ein
neuesGesetzimLandtageinzubringen .DieMehrheitlegt nunein neucsGesetz
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vor,hinsichtlichdessenInhaltesderGemeindevonderRegierungRichtlinien
gegebonwordensind .Daaberein sehrbeträchtlicherTeilderAbgabesätze
überdie heutigeHöhehinausgcht ,scheintder Paktin dieserBeziehungnicht
eingehaltenwordenzu sein .Eine Bestimmungdes Paktes besagt auch ,dass
derErtragdornouenNahrungs -oderGenussmittelahgabenichtmehrals10' 6
MillionenSchillingbetragendarf .WirhabendasGefühl,dassdieveranschlagte
SteuerweitüberdiesenBetraghinausgehenmuss ,undsinddaherauchindieser
BezichungderMeinung,dassdiebezüglicheBestimmungdesPaktesnichtbeach-¬
tet wordenist .DieRegierunghatdaraufbestanden,dassSicherheitskooffizien-¬
ten in dasGesetzeingebautwerden .Esist daherimGesetzvorgesehendass
für denFall einer Mindereinnahmedie Gemeindeberochnigtist ,dieSteuersätze
in demUmfangezu erhöhen ,dassder Ertragvon10 ' 6MillionenSchillingge¬
währleistetist . FallseineUeberschreitungeintretensollte,istdieGomeinde
verpflichtet ,dieSteuersätzeaufjeneHöhezuvermindern,diezurSicherstellt
der10 ' 6MillionenSchillingnotwendigist . WirhabengogendieSicherheits-¬
koeffizientennichts einzuwenden;die Steuerkraftder WienerGeschäftswelt
darfebenangesichtsderschlochtenWirtschaftslagenichtstärkerinAnspruch

W
genommenwerden,als unerlässlichist ,derFinanzreferenthatdiePflicht ,da¬
für zusorgen ,dassdieKuhamLobenbleibt. St. . Kunschakbesprichtnunaus¬
führlichdieimneuenGesctzvorgesehenenSkalen,wobeier erklärtdassSt .
. Breitnergegondie vonihm( Kunschak)beantragteSkalafür dieGast¬

undSpeisewirtschaftenkeinesachlicheEinwendungerhobenhat .offenbarweil
anerkanntwordenist ,dassdieseSkalabesserdenVerhältnissenentsprechen
würde.St. .Breitnerhabenurfestgestollt ,dassdiefinanziellcAuswixkung
derSkalaKunschakeineMindereinnahmevon1MillionSchillingbringenwürde,
undhabesichausdiesemGrundefür dieSkalaKunschaknichtausgesprochen .
EineMindereinnahmevonmindestens1 MillionSchilling ,sagtSt. . Kunschak ,
ist ja derZweckmeinesAntrages ,daichja denGast -undSpeisowirtseraften
eine Erleichterungverschaffenwill .UrsprünglichwarüberhauptnureineSkala
undzwardie ,die heutefür die Kaffeesiedergilt .Jotzt hat manzwoiSkalen,
eine für die Kaffcosiederunddie zweitefür die Gast -undSpeisewirtschaften
EswirdalsoeinUnterschiedzwischendomUmsatz.dondieGast -undSpeiso-¬
wirtschaftenerziolen ,undzwischendemUmsatz ,der imKaffechauserzielt
wird ,gemacht .Kaffochäuserbleibensohinnur bis 2000Schillingsteuorfrei ,
währenddie Abgabepflichtfür die Gast -undSpeisewirtschaftenersthei
loooSchillingboginnt .DerMagistrathatalsoanerkannt,dassderUmsatzin
donKaffochäusern1ooprozentighöherzu wertenist ,als der Umsatzinden
Gast -undSpeisowittschaften.DieSkalafürdieGast -undSpeisewirtschaften
bleibt aber diesemGrundsatznicht treu ,weil beideSkalonbei einemUmsatz
von30 . 000Schillingwiedergleichgestelltsind,geradedort .wodieUnterschoi-¬
dungwirksamwerdensollte,wird sic ausgeschaltot . DerVerlust von1Million
SchillingnachmeinerSkalabedeutetfürdiereicheGemeindemitihremgrossen
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Immobilvermögen,mitihrengrossenKassenbeständenundReservenkeineRolle .
St. . Breitnerhat daraufhingewiesen,dassdurchdie AbgabenteilungderGe-¬
meinde Wien 29 Million Schilling entgehen ,um welchen Betrag ihre Ertrags¬
anteile geschmälert worden sind .Das ist richtig ,aber dem steht eine Aktiv - ¬

post gegenüber .Durchdie Zusageder Regierung ,für 2000WohnungondieWohn-¬
bauförderungzur Verfügungzu stellen ,ergibt sich für die Gemeindefür

1931eine Budgetersparnisvonrund 30 MillionenSchilling .Hinsichtlich
der Nahrungs -undGenussmittelabgabeergikt sich eine Mchreinnahmevon
7 MillionenSchilling ,sodassdemAbgangvon29MillionenSchillingdie
30 MillionenSchilling aus der Bundeswohnbauförderungunddieebengenannten

7 MillionenSchilling ,zusammenalso37MillionenSchillinggegenüberstchen.
Es ist nicht zu verstchen ,warumdie Gemeinde,boieiner so günstigenKonste .
tion ihres Budgetsdas Risiko der 1 Million zugunstender Gastwirtenicht
auf sich nehmenwill ,wobei noch immer die Frage offen it ,ob daswirklich
ein Risiko ist . Wennuns nun der Ein wandgemacht werden sollte ,dassdicse
günstige Auswirkungsich nur im ersten Jahre ergebenwird ,nicht aberin
denfolgendenJahren ,in denenes keineWohnbauförderunggibt ,soantworten
wir darauf ,dass mandanneben,wiemansich schonjetzt entschlossenhat ,
2000Wohnungenauf Anleihenzu verweisen ,in denfolgenden4 Jahrendas
ganzeWohnbauprogrammaufAnleihenstollensoll wodurchmannichtnurdie
20 MillionenEntgangaus der Abgabenteilungwettmachen ,sondorn60Millioner
imBudgetfrei bekommenwirdeSiesindalso in derLage ,die vonunsvor¬
geschlagene Skala anzunchmen .NehmenSie sie nicht an ,so zeigen Siedamit
nur ,dass Sie sie nicht annchmen wollen ( Lebhafte Zustimmung bei der Minder - ¬

heit ) . WirschlagenIhnenfolgendeEvontualskalafür die Gastbetricbevor . :
Vom1 .bis 6 .Tausendje ein halbes Prozent ,vom7 .und8 .Tausendje 1Pro¬
zent ,vom9 .und10 .Tausendje 1 einhalbProzent ,vom11 .und12 .Tausend
je 2 Prozent ,vom 13 .und 14 .Tausend je 2 1/2 Prozont ,vom 15 .und 16.

Tausendje 3 Peczent ,vom17 .und 18 .Tausendje 3 1/2 Prozent ,vom19 .und
20 .Tausend je 4 Prozent ,vom21 .Tausendh1/2 Prozent ,vom22 .Tausend5
Prozent ,vom23 .Tausend5 1/2 Prozent und dann steigend je umein1/2
Prozent ,bis die 7 Prozent erreicht sind .Umden Ausfall ,der sich dain

beträchtlicher Weiseergibt ,hereinzubringen ,schlagen wir vor ,dicSkale
nicht mehrbei 5 Prozent effektiver Steuerleistung endenzu lassen ,sondern
sie bis 5 1/2 Prozent fortzuführen .Diese 5 1/2 Prozent würdenbeieinem
Umsatzvon74 . 000Schilling erreicht werden .DiesenSteuersatzhättennur
mehrdie grossen Betriebe zu leisten ,die jetzt schonmit 8 und9Prozent
eingereiht waren .Die kleinen ,aber insbesondere die mittleren Botriebe er¬

weis en ja ohnchin durch Uebernahmedieser Skal a ein hohesSolidaritätsgefühl
mit den grossen Betrieben und man kann daher mit Recht von den grossen
Betrieben verlangen ,dass sie gegenüber den weniger günstig gestellten

Kollegen ein Entgegenkommen bewei sen .Diese Skala müsste man auch auf die
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Kaffechausbetriebe zur Anwendungbringen .Undzwar schlagen wir vor ,die
Steuersätze wie folgt Eestzusetzen .Von 3000 und looo Schilling mit je

1/2 Prozent,bei 5000und 6000Schilling je 1 Prozent,bei 7000und8000
Schillingje . . ,I 1 1/2 Prozent ,bei 9 und10 . 000je 2 Prozent,bei11. 000
3 Prozent ,bei 12 . 0003 1/2 Prozent,bei13 . 000h Prozent ,bei1l . 000
5 Prozent ,bei 15 . 0006 Prozent ,bei 16 . 0007 Prozent solange ,bisbei
einem Umsatz von 19 . 300Schilling der Satz von 5 1/2 Prozent offoktiver
Steuerloistung erreicht ist .Wirschlagen diese Eventualskalamit derMass- ¬
gabe vor ,dass falls sich bei Annahme unserer ersten Skala im Jahre 1931

ein Ueberschuss über 10 ' 6Millionen ergeben sollte ,dieser Ueberschuss
zugunsten der Gast -und Kaffeehausbetriebe verwendetwerdensoll .Abg .Kunsch
begründetsodannden Minderheitsantragbetreffend die Saisonbetriebe .Er
führt zur Begründungdieses Antrageseinen Saisonbetrieb an,bei demim
Verlauf von 6 Monaten ,vomApril bis September der Umsatzum60 Prozentge¬

gegenüberdemUmsatzin den übrigen 6 Monatensteigt .Dieser Betrieb ,derim
Jahre 1930 eine Nahrungs -oder Genussmittelabgabe von . 982Schilling
bezahlthat ,hättenachderNovelleeineAbgabevon . 911Schillingzu
entrichten .Das ist unmöglich und unsinnig . Weilsich in wenigenMonaten

derUmsatzsprunghaftsteigert ,kannmandemBetriebnichteineumho
ProzenterhöhteSteuerzahlenlasssen .DieZahlder SaisonbetriebeinWien
ist ausserordentlichgrossundsie ,die umihre Existenzhart ringenmit
einer umso viel höherenSteuer zu bedenken ,ist närrisch ( LebhafterBeifall
beider . . )WirhabenweitereinenAntraggestellt ,dassdiePauschalierunger
dem Finanzausschuss unterbreitet werden sollen und dass für Pauschalierungs¬

kerträge die Genchmigungdes Finanzauszhusseseiggeholt werdensoll . Wir
habenimFinanzauschuss ,umzuillustriereh,wienotwendigeinsolcherAntrag
st ,auf einesehrauffälligePauschalierunghingewiesen .Daist einGastwirt,
bei einemdurchschnittlichenMonatsumsatzvon . 000Schillingundeinem
Jahresumsatzvon234 . 000Schilling mit 1o0Schilling monatlichpauschaliert
worden( Hört! Hörtbei der . . )Darüberhat unsSt - . Breitnergestorneiner
Bericht zukommenlassen ,der für den Kennerder Verhältnisse uncrhörtist .
In diesemBerichtwirdderBetriebals einverstockterPostehbezeichnet,

befindet , Haupt¬obwohlsichderBetriebin einerBahnstation/mitEingämgenaufzwei/Verkehrs-¬
strassen ,in unmittelbarerNäheeiner Kirc - he . Wirhabenja nichtsgegen
niedrige Bemessungen .Aberdann mussmanalle Wirte ebenso behandeln .Man
hat aber imGegensatzdazuein ProletaricrwirtshausimXIV. Bezirkbeieinem
Jahresumsatzvon 157 . 000Schilling mit einemmonatlichenAbgabevon150
Schillingbelegt .( Hört' Hlrtbei der . . ) ImInterossedes AnsehensderGo¬
meindeundim Interesse der Wirte ,die keine Verbindungenhaben ,musseine
gleichmässigeVerteilungder Steuern verlangt werden .DerBericht beruftsich
darauf ,dass der sdgenannteScchserausschussder Gastwirte zu dieserersten
Pauschalierung einstimmig seine Genchmigungerteylt hat .Aberdieser
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Sochserausschussist unter demDruckIhrer Partei entstandenundindie
ganzeSachehat sich die Politik hineingemengt .Die Nahrungs -oderGenuss¬
mittelabgabeunddiedamitbefasstenAmtsorganesindja doshalbsovorhasst,
weilsichhierdieParteiwillküraustobt. BeidenGastwirtenist dieMeinung
vorbreitet ,wer nicht bei domroten Verbandist ,der wird besteuert ( Lobhaf- ¬
te Zustimmung ) . Dor sozialdemokratische Fachverband ist sogar soweit
gegangon,dasser andieGenossenschaftsvorstehungderGastwirteeinUltimatu
gestellt hat ,dass sonderbarerweise bis heute 2 Uhr nachmittags bofristet
ist ,die Genossenschaftsvorstehung solle unter Zuteilung einer grösseren

ZahlvonMandatenandenFachverbandmitdemFachverbandeinKompromiss
schliessen .Manbenütztdie triste Lageder Gastwirte ,ummehrMandatein
der Genossenschaftzu erpressen ,ofwohlheutevon Genossenschafts¬
wahlennochgarkeineRedeist (StürmischeHört-HörtrufeundRufeUnerhört
bei der . . ) .Ein solches Vorgehenwird vonallen gerade Denkendenalsein
ErpressungsaktniedrigsterSortebezeichnetwerden(LebhafterBeifall).Wir
wollen diese Frage der Pauachalierung aus der elenden Athmosphäre ,inder

sie sich heutebefindet ,herausbringenundes ermöglichen ,dass dieseDinge
nur nach sachlichen Gesichtspunktenbehandelt werden .St . . Kunschersucht
schliesslich ,den Minderheitsanträgen zuzustimmen .

St. . BreitnernimmtzudenAusführungendesAbg .KunschakStellung
undverweistgegenüberderBemerkungdesAbg.Kunschak.dassseinePartei
sich an den Pakt mit der Regicrungnicht gebundenorachte ,darauf ,dassdie

vonder Partei desAbg .KunschakeingesetzteRegierungdieVorlage
bis auf den letzten Beistrich gutgeheissen ,ja in wesentlichstem Massebe¬

einflussthat . Esist gewissnormalrichtig ,dasswirdie Vorlagenichthätten
eingringen müssen ,sondern es hätten bei dem gegenwärtigen Zustand bewenden

lassenkönnen .Dannhättenwiraberauchauf sehr erheblicheEinnahmenver¬
zichten müssen ,wasunmöglichist .In seinenAusführungenüberdieWirkungen
desGesetzesaufdieeinzelnenBetriebegehtAbg .Kunschakvoneineroffen¬

bar irrigen Auslegungdes Paktesaus .In der entscheidendenSitzung ,inder
der Pakt vondenParteien unterfertigt wurde ,wurdeauf eine AnfragedesAbg.
Dr .DannebergvomBundeskanzlerunter Zustimmungder Parteien undderRo- ¬
gierung ausdrücklichfestgestollt ,dass sich die Ermässigungennurauf
den ganzenAufbauder Skalenbezichen ,dass aber aus demPakt keineswogsBe- ¬
günstigungenfürjedeneinzelnenAbgabepflichtigenabgeleitetwerdenkönnen.
Tatsächlichwirdja dieAbgabeaufzahlreicheSteuerträgerausgedehnt,die
bisher der Abgabenicht unterlagen .St . . Breitnerstellt sodannnocheinmal
fest ,dassderMagistratunddieMehrheitin BezugaufdasZiffernmaterial

lediglich auf die vomFinanzministerium zur Verfügung gestellten Bnundlagen

angowicsenwarunddassdasFinanzministeriumfestgestellthat .dassdieSkala
ungefähr die Deckungdes Betrages von 10 ' 6Millionen mit einer ganzbeschei¬
denenSicherheitsgrenzebicte .WirkönnendaherkeineVerantwortungdafür166
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übornchmen,dassdieSkalaauchwirklichdiesenErtragliefernwird. WonnAbg
KunschakdievonihmvorgeschlageneSkaladannnochsoausbaut ,dasssie
woitmehrals 1 MillionKostenmussunddieVerbesserungderSkalaauchauf
die Kaffeehäusererstrect ,weissmanwirklich nicht ,ob maneinensolchen
Vorschlagernatnehmensoll .DieRegierunghatgegenunserVerlangen,über
5 Prozenthinauszugehen,entschiedenstStellunggenommenund5 Prozentals

dassunbedingteGrenzeerklärt . DerMagistrat hat errechnet ,die das Hinau
gehonaufProzenteinenMehrertragvon½3. 000Schillingliefern

reic he

würde. WennAbg.Kunschakmeint,die/Gemeindekönnediese1MillionSchilling
riskieren ,so ist daraufzu sagen ,ds gibt hier keinRiskieren ,sondern
nureinNachzahlenundes wäregowissnichtrichtig,esdaraufankommenzu

— 4lasson .St . . Brditnorbezeichnot sodanndie vomAbg .
KunschakfürdasJahr193lerrochtnnteEntlastungausderAbgabenteilung
als unzutreffondundweistdanaufhin ,dassesnichtmöglichseinwird,

iT

imJahre1931die ganzen2000WohnungenausderWohnbauförderungfertigzust
len .Eswirdsich daherauchimerstenJahreschonein MinusausderAbgaben

S .teilungergeben .WasdenAntragbezüglichderSaiaonbetriebebetrifft ,so
ist es heutenichtmöglich ,seineWirkungabzusthätzen .Dieheutegetroffene
Regelungschliesseaberkeineswegsaus ,dassman,wennErfahrungenvorliegen
werdenundunterderVoraussetzung,dassRegierungundGemeindeüberein¬
stimmen.zueinemvölligneuenAufbauderSkalakommt,durchdenauchdie
InteressenderGastwirtestärkeralsheuteberücksichtigtwerden.DerAntrag
dassdiePauschlierungennichtmehrvomMagistratbesorgt ,sonderndem
Finanzausschussübertragenwerdensollen ,bedeuteteinevölligeAenderung
unserer Verwaltung . DerFina nzauaschussist kein verwaltendesOrgan ,don- ¬

derneinepolitischzusammengesetzteKörperschaftundeswürdewenner
überPauschalierungsansuchenentschiedederEindruckerwecktwerden,dass
ebendieMehrheitentschiedenhat .FrüherhatmanimmereineHoranzichung
derGenossenschaftenbeiPauschalierungenverlangt ,heuteverurteiltAbg.
KunschakdiegrösstevonihneninGrundundBoden.Esist aucheinIrrtum,e

dassdersozialdemokratischeFachverbandindensogenanntenSechseraus¬
schusseinenVertreterentsendet.InderGenossenschaftderGastwirtesitzen
SozialdemokratenundBürgerlichezusammenundauchimSechserausschuss
sind2Mitgliefler,diedersozialdemokratischenParteiangehörenSt.R.

BriefBreitnerverliestsodannden „,dener in dervonAbg .Kunschekberühr¬
tenPauschlierungsangelegenheitanSt . R.Kunschakgerichtethat .Darinwirdfestgestellt ,dassderSechserausschuss dosPauschale:
von100Schillingala entsprechendbezeichnethat ,woraufder Magistratdie

St . . Breitnerbemerkzsodann ,dassihmGesuchserledigungindiesemSinmevorgenommenhat. /moneinemUltimatumdes
Fachvereines an die Genossenschaftsvorstchung nichts bekanntsei .Diese ganzeAngelegenheithabeübrigens mit demzur Verhandlungstehonden
Gegenstandnichtszutun .St. . BreitnerersuchtschliesslichderVorlagezuzustimmen .( LebhafterBeifall bei derMehrheit ) .167
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Eine Arbeitslosondeputation imRathaus .

Auchin das Rathaus entsandten die kommunistischenDomonstranten
heute eine Deputation .Sie wurde vom städtischen Fürsorgeroferenten Profes - ¬

sor Dr .Tandler empfangen .Zu den bekannten Forderungen erklärte Professor
Dr .Tandler ,dass man wohl unterscheiden müsse zwischen der in die Bundes¬

kompetenzfallonden ArbeitslosenversicherungbezichungsweiseArbeitslosen¬
fürsorge und der in dic Kompetenzder Gemeindefallendenallgemeinen
Fürsorge ,in deren Rahmennatürlich auch fürsorgebedürftige Arbeitslose
betreut werden .Auch für die in die Kpmpetenz des Bundes fallonde Aktion

muss das Land Wien den gesetzlich vorgesehenen Beitrag loisten :ImJahre
1931beträgt dieser Beitragzu denNotstandsaushilfenfür Arbeitsloseund
zu denKostender Altersfürserge13MilliononSchilling .Dasgesamte
WohlfahrtsbudgetderGemeindeWienseheimheurigenJahreAusgabeninder
Höhevon103MillionenSchilling vor ,vondonenein ganzbeträchtlicher
Teil den Arbeitslosen zufalle .So worden für 1 Million Schilling Aushilfen
für sehr bedürftige Arbeitslose vergeben ;ausserdem entfallen von domfür

allgemeineAushilfenvorgesehenenBetragwiederrund1 MillionSchilling
auf Aushilfen für Arbeitslose .. 8Millionen Schilling kosten die Pflege - ¬
beiträge für Kinder arbeitsloser Eltern , ' 9Millionen Schilling Kostener¬
fordert ,die Ausspeisungsolcher Kinder .Die Milchaktionfür dieKinder
Arbeitsloser ,die bis zur Vollendungdes zweitenLebensjahresunentgelt -¬
lich Milchvonder GemeindeWienbekommen ,erfordereKostenim Betmagevon
120 . 000Schilling ,die UnterbringungvonKindernarbeitsloser Elternin
den Tagesheimstätten der Stadt Wien170 . 000Schilling .Profossor Tandler

nacherklärte der Deputation ,dass die GemeindeWiennach wie vor/den Gesetzenund
Regelnder Fürsorgedie Individualealler jener Menschen ,dieaus
irgendeinemGrund- Arbeitslosigkeitoder sonstigeNotlage- fürsorgebedürftig
sind,nach Möglichkeit betreiben werde .Heute seixen die meistenFürsorgebe - ¬
dürftigen ebendurchdie Arbeitslosigkeit fürsorgebedürftiggeworden ; essei
daher selbstverständlich ,dass die Befürgorgung der Arbeitslosen auchweiter - ¬

hinmitallenMittelndurchgeführtwerde .ForderungenallgemeinerNatur ,wie
z .B .die ForderungnachdemSiebenstundentag,könnennichtGegenstaadeiner
UnterhandlungzwischenAr beitslosen und der GemeindeWiensein .
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DieAbstimmungbei denStrassenbahnen.
Die amgestrigen TagbegonneneAbstimmungder Bedienstetender

städtischen Strassenbahnen über die Einführung der Kurzarbeit ist heute

zu Ende geführt worden . Bonden insgesamt 15 . 152Stimmberechtigten haben

an beiden Tagen14 . 461Bedienstete abgestimmt .DieAbstimmungsbeteiligung
beträgt also 95 ' 4Prozentaller Stimmberechtigten. Vonden14 . 161abgege-¬
benen Stimmenwaren 821 ungültig ;es verbleiben daher 13 . 640gültige
Stimre . Hievonstimmten . 377 ,das sind 68 ' 7Prozent,für dieKurzarbeit
und . 263 ,das sind 31 ' 2Prozent ,gegen die Kurzarbeit .

Die Strassenbahndircktion wird nunmehrmit demPersonalausschuss
der Bediensteten und Funktionäre die Verhandlungenzur Einführungder
Kurzarbeitfortsetzen .

Abg .Dr . Hengl( . . )erklärt ,dass dic Nahrungs -undGenussmittel¬

abgabein der Zeit der Inflation geschaffenwurde ,weshalbsieumbedingt
abgelchnt werdenmuss . Wenndie Lage im GemeindehaushaltErsparungenverlan¬
ge,wäre dazu gleich bei der Post der GemeindewacheGelegenheit gewesen .
Der Hauptzweckdes Uebereinkommensmit der Regierung hinsichtlich derneuen
Nahrungs -oder Genussmittela bgabe ist nicht erfüllt ,weil mittlere Gruppen
der Gastwårte jetzt mehrzahlen sollen ,als bisnun festgesetzt war .Fürdie
Heurigen -undBuschenschenken,die 9 JahrelangmitdenLuxuslokalengleich¬
gestellt warch ,ist jetzt die schwereBedrückungzu Ende ; esist nur zuhoffen

i 4
dass eine derartige katastrophale Besteuerung ,wie sig bestandenhat,nie
mehr eintreten werde . DerRedner spricht dann über die Lage derWeinbautrei¬
benden in Wienund boantragt ,dass die Buschenschenkenbis zu einemUmsatz
von hooo Schilling abgabefrei sein sollen .Hinsichtlich der Saisonbetriebe

verlangt der Redner ,dass diese Betriebe nachdemJahresumsatzfür dieSteuer
erfasst werden sollen .Da die neue Nahrungs -oder Genussmittelabgabekeine
Trennungder Betriebslokalitäten mehrkennt ,soll im Gesetzausgesprochen
werden ,dass ein Betrieb nicht für alle Räumlichkeiten mit der 9prozentigen

Konzertabgabebelegt wird,wennnur in einemRaumMusikbetriebenwird .
Schliesslich erklärt der Redner ,dass er für die Vorlage nicht stimmenwerde ,

Ahg .Körber ( . . )stellt fest ,dass die alte Nahrungs -oder Genuss - ¬

mittelabgabe ein Trümmerfeld der Wirtschaft geschaffen habe .Das freie Er¬

messen ,das bisher geübt wurde ,war ein willkürliches Ermessen .Die Lageder
Gewerbetreibenden ist nicht darnach angetan ,eine neuc Belastung zuertragen .
Sie müssenFürsorgeabgabe ,Mietzinsabgabe ,Bodenwertabgabe ,Hausgehilfinnen¬
abgabe leisten ,dazu kommen noch die Personaleinkommensteuer ,die Erwerbs¬

steuer und die Warenumsatzsteuer .Man müsse daher donGewerbetreibenden ,
wo man nur kann .entgegenkommen .( Beifall ) .
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Abg .Pfeiffer ( . . ) erklärt ,dass der Finanzreferenz heutedie
peinliche und gewiss überraschende Mitteilung gemacht habe ,dass der Rech¬
nungaabschluss für 1930 mit einem Defizit von 16 Millionen Schilling ab¬

sc liessen werde . DieseTatsache gibt zu denken ,umsomehrals nach derEr¬
klärungdesStr .. BreitnersichderAbgangimlaufondonJahrerhöhenwer-¬
de .DerFinanzreferent rechnet mit einemDefizit vonho MillionenSchilling .
Er hat die Forderung nach Sparen aufgestellt ,die er aber in erster Linie

an die sozialdemokratische Partei richten soll . DerRedner verweist darauf .
dass die Anleihewirtschaft für die Wohnbauauch bei einemGemeindchaushalt
durchzuführensei ,wasebenfallsein Ersparnisin einemöffentlichenHaus¬
haltbedeutet .DieVorlageist einPakt ,abgeschlossenzwischenderRegie¬
rungundderMehrheitdiesesHauses. WirhabenkeineUrsache ,dieVorlage
deshalb freudig zu begrüssen ,umsomehrals sie eine schwere Belastungfür
die Bevöllerungdarstellt ,DieMehrheitmussendlichdenMuthabendieses
Stcuersystemzubeseitigen ,weiles ungerechtist ,Essoll endlicheinSteuer
systemgeschaffonwerden.dasdicLastengleichmässigundgerechtaufdiege
samte Bevölkerungverteilt .In diesemZusammenhangmüssenwir auch mitaller
Entschiedenheitdie ReformdesWahlrechtesfordern .DasgegenwärtigeWahl-¬
rechtlässtnurdiepolitischenParteienzumZugekommon,währonddie
Wirtschaftsgruppen ohne jede Vertretung bleiben .

ManversuchtfürdieneueAbgabedieRégierungverantwortlichzu
machen .Aberdiese Steuerhätte niemalshier zur Verhandlungkommenkönnen,
wenndie spzialdemokratischeBarteidie Zustimmungverweigerthätte .Sic
wurdeaufausdrücklichenWunschderSozialdemokratengemacht .AlleVersuche,
die Regicrungdafürverantwortlichzu machen ,müssenfchlschlagen .Siekönnen
jotzt nicht mehrsagen ,dass die BevölkerungIhr Steuersystembilligt ,weil

nur die Reichen besteuert werden .Diese Abgabe trifft auch die Armen .Wir
lchnen sie mit aller Entschiedenheit ab ( Beifall bei der Minderheit ) .

Abg .Haider( . . )sagt ,dassderVerlust ,denWienausderAbgaben-¬
teilung erleidet ,diese neueSteuernicht rechtfertigt .DieserVerlustbeträgt
jährlich 28 . 8Millionen Schilling ,also in fünf Jahren 144 . 5Millionen .Dieser

neuen Belastung steht gegenüber ein Betrag von 30 Millionen ,den die Gemeinde
aus der Bundeswohnbauförderung bekommt ,Ferner wird die Nahrungs - oderGenuss¬

mittelabgabe gegenüber dem Vorahschlag 1931 jährlich um 7 Millionen mehrein

bringen,sodass in fünf Jahren35 Millionenmehreingenommenwerden .Dassind
schon 65 Millionen ,so dass nur mehr 80 Millionen Mchrausgabenfür ein Jahr¬
fünft verbleiben .Für Wienbedeutet eine Mehrausgabevon rund 16 Millionenim
Jahr bei demBudgetvoneiner halbenMilliarde Schilling nicht viel undes
wäre gewiss möglichgewesen ,der Bevölkerungdiese neue Steuer zuersparen .
Sic wird wieder viele Menschenbrotlos machenund wennSie schon mit derNot
dos Gewerbestandes spielen ,so sollten Sie doch Rücksicht nehmen auf dasElend
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der Arbeitslosen . Wirhabennichts dagegen ,dass Sie die Luxuslokalebe¬
steuern .AberdurchdiesesGesetzwerdenschwerumihre Existenzkämpfende
Gewerbetreibende noch mehr belastet und dafür können wir auf keinenFall
stimmen( Beifallbei derMinderheita). 4

Abg.KunschakführtdarüberBeschwerde,dassüberdieneueAbgabe“
nichtdasgeringsteMaterialvorliegt .Erstjetzt habeihmStadtratBreitner
Einblickgewährt .Diezweiin derersteRedeangeführtenFällevonEknrei¬
hungensindnicht der Genossonschaftder GastwirtezumVorwurfzu machen ,son¬
dern demSochserausschuss .Vielleicht wollte dieser AusschussdamitdieseSteu
or lächerlichmachen.Aberschliesslichsolltedochfür diePauschalierungen
eine Richtlinie bestchen .Obes schliesslich gerocht undvernünftig ist ,eine
SteueraufdemgegenwärtigenElendsstandardaufzubauen,bleibedahingestellt.
Die Abgabe kann schon jetzt nicht geträgen werden und muss zu denschwersten

Erschütterungenführen .DienächsteFolgewirddasAufzehrenderSubstanzsein .
DaswasheuteHierbeschlossenwerdensoll ,ist für dengrösstenTeil desWiene
Gastgewerbeseine schwereErschütterungder Existenz und mussalsAttentat
auf dasLebendieserLeutebezeichnetwerden .MankannvordieserAbgabenur
warnen .DasMindestewasdie Mehrheittunmuss,istdie AnnahmeunsererAn¬
träge .( Beifall bei derMinderheit )

DieDebatteist nunbeendet. StadtratBreitnertimtnochmit ,dassdie
Nahrungs- undGenussmittelabgabeimJahre1930nurmehr12 . 2Millioneneinge-¬
brachthabe ,weileinezwanzigprozentigeErnässigungundeinzehnprozentiger
RückgangdesKonsumseingetretensind .DasneueGesetzreiht alle Selcherund
Delikattenhändleraus ,waswiedereinen Verlust voneiner MillionøScholling
orgibt . DieHälfte dor jetzt eingereihten Betriebe wird im Steuersatzstark
ermässigt . ErNggistrat wird selbstverständlich mit sehr weitgehendenPauscha¬

lierungenarbeiten . EssindbereitsVerhandlungenmitdemFinanzministerium
imZuge ,das bei diesenPauschalierungenauf GrundderWarenumsatzsteuervor¬
lagen mitwirkenwerde .Wennheute in der Debatte erklärt wordenist ,dass16
Millionen Schilling für die Gemeinde nicht entscheidend wären,so mussdoch
gesagt ,dass dieser Betrag gegenwärtig aus der Fremdenzimmerabgabe ,der Ankün¬
digungsabgabe ,der Hausgehilfenabgabe ,der Feilbietungsabgabe ,der Feuerversiche¬

rungsabgabe ,der BodenwertabgabevomumbebuutenGrund und derKonzessionnsab¬

gabe einfliesst . Könntedie Gemeinde16 Millionen entbehren ,dann könntesie
die genannten Abgaben sofort auflassen .Die Gemeinde kämpft aber mit finan¬

ziellen Schwierigkeit ,sie kann auf keine Einnahmenverzethten und eskönnen
daher auch die Anträge der Minderheit nicht angenommenwerden .

PräsidentDr .Lannebergleitet nundie Abstimmungein . Eswerdendie
Minderheitsanträge abgelchnt und das Gesetz in ersto und zweiter Lesung mit

den Stimmender Sozialdemokratenbeschlossen .Als der Präsident dieAnnahme
verkündet ,ruft ein Mannvon der Galerie :Gewerbewürger( Wannwerdet ihr aufhö - ¬
ren ,uns umzubringen ?Ir Zwischenrufer wird von den Saaldienern entfernt .
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St . . Breitner referiert sodann über die Novellier ig der An- ¬
zeigerabgabe .

Abg .Kunschak bemerkt ,auch diese Abgabe könne in denZeiten

wirtschaftlicher Notnur mit sehr gemischten Gefühlenbeurteilt werdnn.
Seinerzeit hat bei einer Enquete der Gehilfenobmann der sozialdemokrati¬

schen Buchdrucker die Steuer als eine schwere Schädigung des Buchdrucker - ¬

gewerbesbezeichnet und gegen sie energisch Stellung genommen .Trotzdem
wurdesie eingeführt . Heutesoll die Abgabegegen den Spruch desVerfas - ¬
sungsgerichtshogs immunisiert werdenund zu diesem Zweckwird einesoziale
Geste gemacht ,indemeine kleine Ermässiging bezüglich derStollengesuche
beinhaltendenAnzeigenvorgenommenwird .Auchdiose Abgabesollte mit
RücksichtaufdiewirtschaftlicheLageundinsbesondereaufdieschlechte
LagedesBuchdruckergewerbesdurchgreifendermässigtworden .Merkwürdiger-¬
weise habensich aber die Leidtragenden ,die Zeitungsherausgebermitihr
einverstandn erklärt und wir könnendaher schwer gegen die von jeder Ein¬
sicht losgelöste Auffassung der Mehrheit und gegen den Standpunkt der
davon Betroffenen polomisieren .Wir halten unsern bisherigen Standpunkt
aufrochtundsindnichtin derLagofürdieStouerzustimmen.

DasGesctz wird in der vorliegenden Fassungin erster und
zweiter Lesungangenommon .

EsgelangtsodanneinedringlicheAnfragederAbg .Dr .Motzko
undKollegenzur Verhandlung .In der Anfragewirdausgeführt ,dass derZen-¬
tralvereinderWienerLehrerschaftdie Lehrkörperder Volksschulenauf¬
gefordert hat ,gegen die Rede der Gemeinderätin Schlösinger über das

Schulwesenin dr Gemeinderatssitzungvom15 .Dezember1930 ,die erals
verlogene Angriffe bezeichnete ,in den Elternvorinen Stellung zunehmen

unddasThenain denArbeitsgemeinschaftenaufzurollen. Esist denZentral¬
vereinunbenommen,diescAusführungenzu kritisieren .Unarlaubtwarcsabor ,
dass sie in der Sitzung der amtlichen Arbeitsgemeinschaft desXIV. Bezirks
unter Vorsitz der Lchrerin Biskup zum Gegenstand einer schr gehäsigen

Kritikgemachtwurden .Dasist eine UeberschreitungdesWirkungskreises
dieser Körperschaft .Ganzunzulässigwaros aber ,dass die vonderGemmeinde-¬
rätin SchlösingervorgebrachtenTatsachenin dieserSitzungwiedehholt
als unwahr und Lügen beze ichnet wurdch . Eswar auch ein Missbrauch der Rech¬

te der Arbeitsgemeinschaft ,wennder Antraggestellt wurd ,gegendiese
Aeusserungenim GomeinderatVerwahrungeinzulegen ,da sie das Anschender
Lehrerschaftschädigen .Geradezuunerhörtwares,dass der in der Sitzungan¬
wesende Bezirksschulinspektor Dr .Swobodadieso politische Hetzegeduldet

unddiepflichtgemäseAnzeigedarüberunterlassenhat .EswirddieAnfrage
gestellt :SinddemLandeshauptmannals PräsidentendesStadtschulratesdiese
Vorfälle bekanntund ist er bercit zu voranlassen ,dass eineUntersuchung
hierüberangestellt undgegedie schuldtragendenPersonendieAmtshandlung
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eingeleitet wird ,bezw .die erforderlichen Anordnungen zu troffen ,umdie
WiederholungsolcherVorfällefür die Zukunfthintanzuhalten.

Ehg .MotzkobemerktunterHinweisaufdiein derAnfragege-¬
schilderten Vorfälle ,eine politische Hetzeder geschildertenArt ,der
überdtes eine Verleumdung und Verdrehung zugrunde liege,wie sie ärger

nicht gedacht werdenkann ,könne in einer amtlichen Institution nicht ge¬
duldet werden .Die Ausführungen der Abg .Schlösinger waren rein sachlich

gehalten ,sie haben lediglich bei aller AnerkennungderLchererschaft
Svet -Jenler aufgezeigt .DieRednerinersuchtdenBürgermeisteralsLandes¬die

hauptmann . /Anfragen zu beanworton .

BürgermeisterSeitz erwidert,es seien ihmselbstverständlich
diein derAnfragegeschildertenEinzelheitennichtbekannt .Ersoiaber
auchnicht in der Lage ,inhderSacheeine Untorsuchungoderüberhauteipæ
Amtshandlungeinzuleiten .Die Anfragegeht von der falschen Auffassungaus ,
dass die sogenanntenArbeitsgemeinschaftenähnlich wie dieLehrerkonferen¬
zenamtlichenoderwonigstensoffiziellen Charakterhaben .Dasist nicht
dor Fall . DieArbeitsgemeinschaften sind in keinemGosetzvorgeschen,os
ist auchniemandzur Teilnahmean ihnonverpflichtet ,sie sindprivate
Vereinigungenundjoder ,derdaranteilnimmt ,aucheinSchulufsichtsorgan ,
handelt dort nicht in amtlicher Eigenschaft ,sondern als Privatmann .Esist
natürlich nicht zulässig ,einen öffentlichen Beamtenunter Ausnützungder
hoheitsrechtlichenBozichungenin seinemPrivatlebenirgendwiezubecin¬
flussen .Ich kannalso wederals LandeshauptmannnochimWegedesStadt-¬
schulrates irgendeine Ingerenz auf die genannton GrupponvonLehrer
nehmenundkanndaherauchnichtdievondenAntragstellerngowünschten
Verfügungentreffen .(Boifalld.

Abg.Dr .MotzkotrittderMeinungdesBürgermeistersentgegen,
dass die Arbeitsgemeinschaften keinen amtlichen Charakter haben .Mitwelcher
Berechtigungkönntensich dannprivateVereinemiteineramtlichenQuali¬
fikationbefassen . WirsindderfestenUeberzeugung ,dassdenArbeitsgemein-¬
schaftendurchausein amtlicherCharakterzugebilligtwerdenmuss.

BürgermeisterSeitz erklärt .r könnetrotz der Bchauptungender
Abg .Dr .Motzkonur wiederholen ,dass die ArbeitsgemeinschaftenderLehrer
keinen amtlichen Charskter haben .Wasdie Elternvereine betrifftm stellt er

fest ,dasser auchdenElternvereinen ,die privateVereine
sind,keineVorschriftenmachenkönne.ErseinichtinderLage ,irgendeinen
Schritt zuunternehmen.

Die Beratung wird abgebrochen .Nächste Sitzung desLandtages
am Mittwoch ,den 4 .März .

Schluss der Sitzung ,21 ' 5Uhr .
183
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